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Kurze Wahlanalyse

Der Ausgang der Bundestagswahlen ist für 
die SPD eine historische Niederlage und mar-
kiert eine Zäsur in der Geschichte der SPD. Das 
Zweitstimmenergebnis ging von 16,2 Mio. Stim-
men im Jahr 2005 auf knapp 10 Mio. Stimmen 
zurück. Damit verlor die Partei 40 Prozent ihrer 
Wählerinnen und Wähler. Alleine 2,1 Mio. Stim-
men gingen an das Lager der Nichtwähler/in-
nen verloren. 1,1 Mio. Menschen entschieden 
sich für Die Linke. Je 0,9 Mio. Menschen stimm-
ten für Bündnis90/Die Grünen und die CDU/
CSU, sogar 0,5 Mio. für die FDP. Insgesamt wähl-
ten nur noch 23 Prozent der Wähler/innen die 
SPD – gegenüber 34,2 Prozent im Jahr 2005.

Es fehlte in diesem Wahlkampf nicht an gu-
ten Plakaten oder überzeugenden Slogans. We-
sentlich für das das schlechte Wahlergebnis ist 
das Glaubwürdigkeitsproblem der SPD. Dies 
verdeutlichen folgende Themen:

Arbeit: Die SPD ist verantwortlich für die 
Schaffung eines umfangreichen Niedriglohn-
sektors: Sie weitete systematisch die Leihar-
beit und die 1-Euro Jobs aus. Die SPD ist verant-
wortlich für die Kürzung des Arbeitslosengeldes 
auf 12 Monate, auch unter der Berücksichtigung 
leichter Verbesserungen für ältere Beschäftigte.

Finanzen: Die SPD ließ mit Clement einen 
Politiker an die Macht, der aktiv eine umfang-
reiche Deregulierung der Finanzmärkte unter-
stützte sowie die Unternehmenssteuern und 

die Einkommenssteuer weiter senkte. Auch die 
Mehrwertsteuererhöhung trug die SPD mit und 
stimmte für die Aufnahme der Schuldenbremse 
in das Grundgesetz.

Soziales: Die SPD hat die Agenda 2010 im 
vollen Umfang auf den Weg gebracht und die 
Rente mit 67 eingeführt.

Privatisierung: Die SPD hätte fast die Privati-
sierung der Bahn im Bundestag ermöglicht.

Bildung: Die sogenannte Föderalismusre-
form hat die große Ungleichheit der Chancen im 
deutschen Bildungswesen durch das Kooperati-
onsverbot von Bund und Ländern in der Schul-
politik zementiert.

Krieg: Die SPD hat ihr Image als Anti-Kriegs 
Partei in Jugoslawien und Afghanistan verloren.

Kurzum: Die SPD war nicht mehr in der 
Lage, das sozialdemokratische Ziel der sozialen 
Gerechtigkeit und der friedensorientierten 
Außenpolitik glaubwürdig zu verkörpern und 
den gewachsenen Partizipationsansprüchen 
der Menschen gerecht zu werden.

Die Menschen empfinden es nicht mehr 
als glaubwürdig, wenn ihre Parteimitglieder 
im Wahlkampf fortschrittliche Positionen an 
den Infoständen vertreten, weil die SPD über 
elf Jahren hinweg eine gegenteilige Politik ver-
folgte. Bei der SPD-Führungsspitze dieses Wahl-
kampfes handelte es sich um die Architekten 
der Agenda 2010, die in der öffentlichen Diskus-
sion vor allem mit den Begriffen „Hartz IV“ und 
„Rente mit 67“ verbunden ist. Das haben die 
Wähler/innen nicht vergessen. Die Befürwor-
tung der Bahnprivatisierung, der privaten Alters-
versorgung und der Deregulierung stehen stell-
vertretend für neoliberale Grundhaltungen, die 
weit in die SPD-Spitze hineinreichen. Zwei Drit-
tel der angestammten SPD-Wähler/innen sind 
Untersuchungen zufolge der Ansicht, die SPD 
habe mit Hartz IV und der Rente mit 67 ihre Prin-
zipien aufgegeben.

Dokumentation
Richtung bestimmen!
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Zudem besaß die SPD nie eine realistische 
Strategie, den Kanzler zu stellen. Die Wähler/in-
nen hatten den Eindruck, die SPD ziele nur noch 
auf die Regierungsbeteiligung, bestenfalls als 
Juniorpartner in einer großen Koalition oder im 
Bündnis mit der neoliberalen FDP Westerwel-
les. Die Aussicht auf diese Machtoption nahm 
der Sozialdemokratie vollends die programma-
tische Glaubwürdigkeit und trug dazu bei, dass 
2,1 Mio. potentielle SPD-Wähler demobilisiert 
wurden und nicht zur Wahl gingen. Die SPD ist 
damit nicht unwesentlich für den Rückgang der 
Wahlbeteiligung verantwortlich.

Einst galt die SPD als Partei, die etwas von 
Wirtschaft, von Konjunktursteuerung und ak-
tiver Beschäftigungspolitik verstand. Die SPD 
war auch eine Anti-Kriegs-Partei. Durch die Poli-
tik der letzten elf Jahre haben wir auf diesen Po-
litikfeldern die Meinungsführerschaft verloren.

All dies zeigt: Die Strategie der SPD ist kom-
plett gescheitert. Sie hat im Grunde nicht ver-
standen, warum sie im Jahr 1998 an die Macht 
gewählt wurde und, was die Menschen von ihr 
erwarteten. Sie konnte deshalb auch nicht ver-
stehen, warum sich während ihrer Regierungs-
zeit immer mehr Menschen von ihr abwandten. 
Aus diesen Gründen braucht die SPD dringend 
eine Erneuerung. Wir brauchen an der Spitze der 
Partei Personen, die unsere Forderungen nach 
einer sozialen Reformpolitik glaubwürdig reprä-
sentieren.

Zur Lage in der Partei

Um die gelebte Demokratie in der SPD ist es 
schlecht bestellt. Die Mitbestimmung innerhalb 
der SPD trägt bereits seit der Ära Schröder eher 
absolutistische Züge. Die Führungsriege be-
treibt lediglich Politik mit sich selbst und verkün-
det die Beschlüsse anschließend in den Medi-
en. Es ist praktisch unmöglich, diese Beschlüsse 
Wochen oder Monate später auf den demokra-
tischen Parteitagen abzulehnen. Wer der so vor-
gegebenen politischen Linie widersprach, wur-
de massiv unter Druck gesetzt. Auf Parteitagen 

beschwor man die Einheit der Partei und be-
drängte die Delegierten. Kritische Stimmen ge-
rieten zu Feinden der tonangebenden Partei-
führung, die den Kritikerinnen und Kritikern 
vorwarf dem öffentlichen Ansehen der Partei 
zu schaden. Diese Kultur der Gutsherrenart und 
Basta-Politik, in der wenige den Kurs bestim-
men und jeder Widerspruch gnadenlos igno-
riert oder bestraft wird, muss endlich beendet 
werden! Zu häufig haben auch PR-Agenturen 
oder externe Beratergremien vorgegeben, wel-
che Themen gesetzt und wie sie kommuniziert 
werden. Sie und der tonangebende Teil der Par-
tei hielten den berechtigten politischen Unmut, 
der sich in einer beispiellosen Serie von Wahl-
niederlagen äußerte, lediglich für ein „Vermitt-
lungsproblem“. Legitimierte Parteigremien und 
die Basis müssen dagegen die Kärnerarbeit leis-
ten, verlieren jedoch immer mehr an Einfluss.

Trotz der dramatischen Wahlniederlage setzt 
sich die beschriebene politische Kultur fort: Eine 
halbe Stunde vor Schließung der Wahllokale be-
schloss eine Führungsgruppe, dass Frank-Wal-
ter Steinmeier in das Amt des SPD-Fraktionsvor-
sitzenden rücken soll. Wenig später verkündet 
Steinmeier dies in den Medien. Statt zunächst 
über die künftige politische Grundrichtung zu 
diskutieren und anschließend das Personal zu 
wählen, legte man sich erst auf einen Kandi-
daten fest, der dann seinen Kurs vorgibt. Dies 
ist schlicht verrückt. Frank-Walter Steinmeier 
ist der Mann, aus dessen Kopf die Agenda 2010 
stammt. Von ihm stammt die Idee, der Partei die 
einzige Machtoption bei der vergangenen Bun-
destagswahl zu nehmen: Nie und nimmer sollte 
mit der Linkspartei regiert werden. Er hätschelte 
die Illusion, mit der FDP vielleicht doch zu einer 
Koalition zu kommen. Mit der Wahl Steinmeiers 
hat sich die SPD-Fraktion schon zum Start in der 
Oppositionsrolle Fußfesseln angelegt. Gleich, 
welche Themen im Bundestag debattiert wer-
den: Die schwarz-gelbe Regierung muss nur we-
nige Minuten im Archiv graben und ist in der 
Lage, Steinmeier mit seinen alten Positionen zu 
konfrontieren. Nur 12 der 144 SPD Abgeordneten 
haben Steinmeier nicht ihre Stimme gegeben. 
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Die große Mehrheit hat dagegen noch nicht ver-
standen, dass wir nicht die bisherige Linie fort-
setzen können.

Die Partei hat quasi ein ständiges Diskussi-
onsverbot erhalten und sich schließlich auch ge-
fügt, um nicht ständig gegen die Wand zu ren-
nen. Dabei haben wir jedoch zehntausende von 
aktiven und passiven Mitgliedern verloren, die 
wir wohl nie wieder zurückgewinnen werden.

Die SPD muss mehr sein als ein Kanzlerwahl-
verein, der alle Entscheidungen aus der Befürch-
tung heraus mitträgt und abnickt, eine Füh-
rungsperson zu beschädigen, bei den Medien 
ein schlechtes Bild abzugeben oder die eige-
ne Karriere zu belasten. Aufstrebende oder kri-
tische Genossinnen und Genossen dürfen nicht 
mundtot gemacht werden, nur damit die Macht 
der Führungselite dauerhaft gesichert wird! Im 
Gegenteil, die Partei muss kritische Geister för-
dern, wenn wir eine Zukunft haben wollen. 
Von zentraler Bedeutung ist, bei den Entschei-
dungen alle Altersgruppen zu involvieren. Unse-
re politische Arbeit muss wieder nah an den Bür-
gern stattfinden und den Menschen vermehrt 
Gehör schenken. Dazu gehört auch die weitere 
Öffnung zu den anderen wichtigen kritisch-en-
gagierten Gruppen unserer Gesellschaft.

Wir haben uns in diesem Jahr, trotz Bauch-
schmerzen durch diese Politik, solidarisch einge-
reiht, als es darum ging, die neue Parteiführung 
zu stützen und geschlossen in die Wahlkämpfe 
zu gehen. Doch die Solidarität mit der Partei an 
sich muss mehr umfassen als die mit einzelnen 

Personen oder Strukturen. Die ganze Partei soll-
te ausgiebig in den Prozess der Erneuerung mit 
einbezogen und nicht vor vollendete Tatsachen 
gestellt werden.

Die Neuausrichtung

Nach dem schlechtesten Ergebnis seit dem 
Zweiten Weltkrieg braucht die SPD eine deut-
liche inhaltliche und personelle Erneuerung. Ein 
einfaches „Weiter-so“ darf es nicht geben.

Wir haben massiv an Ansehen verloren, 
glaubwürdig für eine Politik der sozialen Ge-
rechtigkeit einzustehen. Hier brauchen wir eine 
Überprüfung unserer Positionen und unserer 
politischen Praxis.

Dabei kann das Hamburger Parteiprogramm 
eine hilfreiche Funktion einnehmen. Unter Kurt 
Beck mit breiter Beteiligung der Partei entstan-
den, finden sich dort die Pfeiler der notwen-
digen politischen Debatten.

Die in der Programmdiskussion kurz geübte 
offene Diskurspolitik muss wieder Bestandteil 
der innerparteilichen Kultur werden. Dafür müs-
sen wir alle Strukturen der Partei nutzen. Dort 
wo innerparteiliche Strukturen auf Kosten der 
Diskussionsmöglichkeiten zerschlagen wurden, 
wie z.B. durch die Auflösung der vier Bezirke in 
NRW, müssen wieder funktionsfähige und über-
sichtliche Diskussions- und Entscheidungsstruk-
turen aufgebaut werden.

Wir müssen dabei wieder verstärkt andere 
gesellschaftliche Gruppen, auch Parteien, in un-
sere Diskussionen einbeziehen. Sie sind es, die 
unsere Diskussion befruchten.

Unsere Politik auf der Grundlage des Ham-
burger Programms kann jedoch nicht mit den 
gleichen Köpfen vermittelt werden, die persön-
lich und praktisch das Programm nie vertreten 
haben, teilweise für eine eher neoliberale Politik 
stehen und lieber weiter mit der CDU/CSU oder 
der FDP weitere Koalitionen eingegangen wären.

Fo
to

: w
w

w
.fo

to
lia

.co
m

, ©
  G

aT
oR

-G
FX



56 spw 6 | 2009

ó ó ó ó Personen & Positionen

Ausgabe_171_4.indd   56 27.05.09   08:49

Wenn die Politik der Agenda 2010 das öf-
fentliche Bild der Partei weiterhin bestimmt, ist 
eine Wiederprofilierung als Partei der sozialen 
Gerechtigkeit nicht möglich. Eine Strategie des 
Schweigens oder des innerparteilichen Burgfrie-
dens zu den negativen Auswirkungen der Agen-
da 2010 ist der falsche Weg.

Wir brauchen Führungspersonen, die die Re-
alität des Fünf-Parteien-Systems wahrnehmen 
und für eine andere, für eine linke Machtoption, 
stehen. Wir brauchen eine öffentliche Distanz 
zur Agenda Politik. Nur so können enttäuschte 
SPD Wähler/innen aus dem Lager der Nichtwäh-
ler/innen zurück gewonnen werden.

Programmatisch wird es nicht ausreichen, 
das Regierungsprogramm schlicht fortzuschrei-
ben und die Regierung in Einzelfragen zu kritisie-
ren. Die Sozialdemokratie muss wissen, für was 
sie steht. Und wichtiger noch, für wen sie steht. 
Wir brauchen eine ernsthafte Diskussion um 
die Strategie und Praxis. Es muss gelingen, die 
SPD als die Partei zu profilieren, die für soziale 
Gerechtigkeit, biografische Selbstbestimmung 
und für eine nachhaltige industrielle Entwick-
lung steht. Die Einkommens- und Vermögens-
verteilung erfordert eine verteilungspolitische 
Offensive der SPD.

Wir müssen das gegenseitige Ausspielen von 
Gerechtigkeits- mit Wachstumszielen beenden 
und deutlich machen: Die Gerechtigkeitslücke 
in Deutschland hat sich längst zu einer Blocka-
de für die wirtschaftliche Prosperität in diesem 
Lande entwickelt. Gesellschaftliche Solidarität 
ist für uns deshalb nicht nur ein Korrektiv uner-
wünschter Nebenwirkungen einer ansonsten 
nicht zu beeinflussenden wirtschaftlichen Dy-
namik. Im Gegenteil: Wir setzen auf die Betei-
ligung aller Menschen am Arbeitsprozess, wir 
wollen ihre Kreativität und ihre Erfahrungen 
wieder nutzbar machen. Kurzum: Wir setzen 
auf einen „produktiven Sozialstaat“.

Kern dieser Strategie ist einerseits die ökono-
mische und sozialstaatliche Absicherung indivi-

dueller Lebensentwürfe. Das beginnt mit guter 
Bildung. Bildungspolitik muss die Reproduktion 
sozialer Ungleichheit in die nächste Generation 
verhindern. Wir wollen den Wunsch nach guter 
Arbeit befriedigen. Dies setzt gute Arbeitsbe-
dingungen, aber auch Entwicklungs- und auch 
Karrierechancen voraus. Wir brauchen ein Netz 
der sozialen Sicherung, das nicht als Bedro-
hung, sondern als Hilfe wahrgenommen wird, 
individuelle Ziele auch umsetzen zu können.

Andererseits brauchen wir ein klares Be-
kenntnis zum Staat als Motor nachhaltiger wirt-
schaftlicher Entwicklung. Die Erfahrungen der 
letzten 11 Jahre zeigen: wirtschaftliche Prospe-
rität erfordert einen aktiven Staat, dessen Rol-
le sich nicht auf die der Feuerwehr in Krisen-
zeiten reduzieren lässt. Es wird daher darum 
gehen, den Investitionsentscheidungen eines 
nicht steuerbaren Kasino-Kapitalismus ein Pro-
gramm der demokratischen Investitionssteu-
erung entgegen zu setzen, mit welcher sich 
eine an den Zielen wirtschaftlicher Stabilität 
und ökologischer Nachhaltigkeit ausgerichte-
te wirtschaftliche Entwicklung umsetzen lässt.

Die erste Aufgabe des neuen Parteivorstan-
des besteht in der kritischen Aufarbeitung des 
Wahlergebnisses. Diese Aufarbeitung muss als 
offener Diskussionsprozess in der gesamten Brei-
te der Partei organisiert werden und konkrete 
Ergebnisse bringen. Regionalkonferenzen mit 
Frontalreden wie in der Vergangenheit bergen 
dagegen die Gefahr von Alibiveranstaltungen. 
Zweitens muss der Parteivorstand sich an die 
Spitze einer Entwicklung stellen, welche die Par-
tei selbst wieder zum Zentrum der politischen 
Debatten und Entscheidungen macht. Die Frakti-
on ist nicht der Kopf, sondern der Arm der Partei.

Wir wissen: Die Arbeit an der programma-
tischen und personellen Neuausrichtung wird 
schwer, aber sie lohnt sich! 	 ó
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